
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums der Finanzen

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Karina Wächter (CDU)
– Drucksache 18/7062 –

Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Grunderwerbsteuergesetzes (Grunderwerbsteuer-Novellierungs-
gesetz – GrEStNG)

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/7062 – vom 26. Juli 2023 hat folgenden Wortlaut:

Im Diskussionsentwurf zur Novellierung des Grunderwerbsteuergesetzes aus dem Bundesfinanzministerium vom 15. Juni 2023 
heißt es: „Um mehr Menschen in Deutschland ein Wohnen im selbstgenutzten Eigentum zu ermöglichen, werden die Länder zur 
Erleichterung des Erwerbs von selbstgenutztem Wohneigentum befugt, die Grunderwerbsteuer flexibler auszugestalten.“ Ebenso 
ist dort geschrieben: „Zur Förderung des Erwerbs von selbstgenutztem Wohneigentum erhalten die Länder die Befugnis, für 
Rechtsvorgänge im Sinne des § 1 Abs. 1 GrEStG einen ermäßigten Steuersatz einzuführen, bei denen der Erwerber des Grund-
stücks eine natürliche Person ist und soweit sich der jeweilige Rechtsvorgang auf ein Grundstück bezieht, das nach dem Erwerb 
eigenen Wohnzwecken dienen soll.“ Eine Novellierung des Grunderwerbsteuergesetzes soll zum 1. Januar 2024 in Kraft treten.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Wie bewertet die Landesregierung den Gesetzesentwurf?
2.	 In welcher Form strebt die Landesregierung die Umsetzung der Novellierung an?
3.	 Wie bewertet die Landesregierung die daraus entstehenden Mindereinnahmen der Grunderwerbsteuer für das Land Rheinland-Pfalz?
4.	 In welcher Höhe werden die Grunderwerbsteuereinnahmen für das Jahr 2024 erwartet?
5.	 Sollte der Bund eine Öffnungsklausel zur Grunderwerbsteuer verabschieden und sodann eine Grunderwerbsteuerbefreiung für 

den Ersterwerb einer selbstgenutzten Wohnimmobilie mit einem Höchstbetrag von 500 000 Euro verabschieden, wie bewertet 
die Landesregierung diese Öffnungsklausel?

6.	 Sollte der Bund eine solche Öffnungsklausel verabschieden, wird die Landesregierung davon Gebrauch machen?
7.	 Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um junge Familien beim Grunderwerb zu unterstützen?

Das Ministerium der Finanzen hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit angefügtem Schreiben beantwortet.
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40. August 2023 

Kleine Anfrage der Abgeordneten Karina Wächter (CDU); Drs. Nr. 18/7062 

Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Grunderwerbsteuergesetzes 

(Grunderwerbsteuer-Novellierungsgesetz - GrEStNG) 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Landesregierung wie folgt: 

Vorbemerkungen: 

Bei dem Grunderwerbsteuergesetz handelt es sich um ein Bundesgesetz. Den Län­

dern steht das Aufkommen aus der Grunderwerbsteuer zu. Sie haben nach geltendem 

Recht die Berechtigung, den Grunderwerbsteuersatz zu bestimmen. Derzeit beträgt 

der Steuersatz in Rheinland-Pfalz 5 % des Kaufpreises; damit liegt Rheinland-Pfalz im 

Ländervergleich bereits im unteren Feld , lediglich Bayern liegt mit 3,5 % darunter. An­

dere Länder haben einen höheren Steuersatz zwischen 5,5 % und 6,5 % des Kauf­

preises. Derzeit können die Länder diesen Steuersatz nur einheitlich für sämtliche 

Rechtsgeschäfte festlegen . 

Eine Flexibilisierung, gleich welcher Art, ist den Ländern derzeit nicht möglich. Der 

Koalitionsvertrag auf Bundesebene sieht vor, dass eine für die Länder flexiblere Ge­

staltungsmöglichkeit der Grunderwerbsteuer geschaffen werden soll, um den Erwerb 

selbst genutzten Wohneigentums zu erleichtern. Zur Gegenfinanzierung soll das 
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Schließen von steuerlichen Schlupflöchern beim Immobilienerwerb von Konzernen 

(sog. Share Deals) genutzt werden. Es bleibt abzuwarten , ob und welche Möglichkei­

ten der Bund den Ländern zu einer vom Bundesrecht abweichenden Gesetzgebung 

einräumt, der Diskussionsprozess ist diesbezüglich noch nicht abgeschlossen. 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Der Diskussionsentwurf wird seitens der Landesregierung zurzeit mit dem Bund disku­

tiert. 

Zu Frage 3: 

Mindereinnahmen bedürfen einer Kompensation an anderer Stelle. 

Zu Frage 4: 

Im Rahmen der regionalisierten Steuerschätzung Im Mai 2023 wurde für das Land 

Rheinland-Pfalz für das Jahr 2024 ein Aufkommen an Grunderwerbsteuer von 513 

Millionen Euro prognostiziert. 

Zu Frage 5: 

Der Diskussionsentwurf sieht lediglich die Verabschiedung eines Regelungsrahmens 

vor, innerhalb dessen die Länder tätig werden könnten, und keine Steuerbefreiung in 

einer konkreten Höhe. 

Zu Frage 6: 

Mangels Vorliegen einer bundesrechtlichen Ermächtigungsgrundlage stellt sich die 

Frage derzeit für die Landesregierung nicht. 

Zu Frage 7: 

In Rheinland-Pfalz stellt das selbstgenutzte Wohneigentum eine wichtige und beliebte 

Säule zur angemessenen Wohnraumversorgung dar. Mit der Wohneigentumsförde­

rung des Landes wird Haushalten mit geringen und mittleren Einkommen dank vom 

Land im Zins verbilligter Darlehen der Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz 

(ISB) und Tilgungszuschüssen in Höhe von bis zu 10 % des !SB-Darlehens Wohnei­

gentum in Ergänzung zur Finanzierung durch Kreditinstitute der Bau oder der Ankauf 
2/3 



Rheinlandpfalz 
MINISTE RIUM DER FINANZEN 

von Wohneigentum ermöglicht. Diese Förde'rung wird häufig von eigenkapitalschwa­

chen jungen Familien in Anspruch genommen. 

, Die für die Inanspruchnahme der Förderung von den Haushalten einzuhaltenden Ein­

kommensgrenzen steigen mit jedem Kind deutlich an, so dass Familien mit mehreren 

Kindern in besonderem Maße profitieren. Darüber hinaus steigt die Höhe der För­

derdarlehen bis zu den regional gestaffelten Förderhöchstbeträgen mit jedem zur Fa­

milie gehörenden Kind aufgrund von Zusatzdarlehen. Dieses Zusatzdarlehen beträgt 

5 % der Gesamtkosten für jedes zu berücksichtigende Kind . Die Förderhöchstbeträge, 

welche je nach Fördermietenstufe zwischen 150.000 und 190.000 Euro betragen, 

steigen bei kinderreichen Familien mit mindestens drei Kindern für das dritte und je­

des weitere Kind um jeweils zehn Prozent an. Durch die kinderbezogene Anhebung 

der Förderhöchstbeträge werden die Zusatzdarlehen sowie Flächen-mehrbedarfe an­

gemessen berücksichtigt. Durch dieses Förderangebot wird somit der Grunderwerb 

von jungen Familien durch die Landesregierung unterstützt. 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung des Staatssekretärs 
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